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Digitalisierung

Professor Dr. Marion Titgemeyer, Hochschule Osnabr�ck

Besteuerung digitaler Gesch�ftst�tigkeit im
internationalen Kontext: Stand der Diskussion
und kritische W�rdigung der EU-Pl�ne

Am 21.3.2018 hat die Europ�ische Kommission den Vor-
schlag f�r eine Richtlinie zum gemeinsamen System
einer Digitalsteuer auf Ertr�ge aus der Erbringung be-
stimmter digitaler Dienstleistungen und den Vorschlag
f�r eine Richtlinie zur Festlegung von Vorschriften f�r
die Unternehmensbesteuerung einer signifikanten digi-
talen Pr�senz vorgelegt. Diese befassen sich insbesondere
mit einer Digital Service Tax (DST) sowie der digitalen
Betriebsst�tte. Nach Ansicht der Kommission soll durch
diese Maßnahmen gew�hrleistet werden, dass die Be-
steuerung von digitalen Gesch�ftst�tigkeiten in der EU
gerecht und wachstumsfreundlich erfolgt. Der Entwurf
wurde von der Fachwelt von Anfang an kritisch aufge-
nommen und in der Folgezeit von verschiedenen Exper-
ten kontrovers diskutiert. Der vorliegende Beitrag be-
leuchtet den derzeitigen Stand der Er�rterungen und
widmet sich unter anderen den aktuellen Stellungnah-
men des Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesminis-
teriums der Finanzen, des ifo-Institutes und des IDW.
Weiter werden Reaktionen aus der Wirtschaft und eine
erste Liste mit potenziell von einer Digitalsteuer betrof-
fenen Unternehmen aufgegriffen.

I. Besonderheiten der Wertsch�pfung
in der digitalen Wirtschaft

In den vergangenen Jahren ist die Digitalisierung mit ra-
schen Schritten vorangeschritten. Da sich die Steuergesetze
nicht entsprechend schnell fortentwickelt haben, hat sich
eine Diskrepanz ergeben, und die derzeit geltenden interna-
tionalen Steuervorschriften sind f�r Unternehmen in einer
modernen globalen Wirtschaft nicht mehr zeitgem�ß. Insbe-
sondere finden Gesch�ftsmodelle, mit denen ohne physische
Pr�senz in einem Land Gewinne erzielt werden k�nnen,
nicht die erforderliche steuerliche Ber�cksichtigung.1

Die Wertsch�pfung in der digitalen Wirtschaft weicht in we-
sentlichen Punkten von derjenigen in der konventionellen
Wirtschaft ab. Bei digitaler Gesch�ftst�tigkeit beruht die
Wertsch�pfung in der Regel auf einer Kombination von Al-
gorithmen, Nutzerdaten, Vertrieb und Wissen. Oftmals leis-
ten die Nutzer einen wesentlichen Beitrag zur Wertsch�p-
fung. Dies kann u.a. durch das Unterst�tzen („Liken“) von
Internetseiten oder Postings in Foren erfolgen. Anschließend
lassen sich die erzeugten Daten, z.B. in Form von gezielter
Werbung, zur Gewinngenerierung nutzen. Die anschließen-
de Besteuerung der entstehenden Gewinne findet meistens

nicht im Land der Nutzer bzw. Betrachter der Werbung statt,
sondern z.B. in dem Staat, den dem die Werbealgorithmen
entstanden. Der Gewinnbeitrag der Nutzer bleibt in diesen
F�llen bei der Besteuerung des Unternehmens außen vor.2

II. Vorschl�ge der Europ�ischen
Kommission zur Besteuerung digitaler
Gesch�ftst�tigkeiten in der EU

Die Europ�isches Kommission hat vor dem dargestellten
Hintergrund eine Mitteilung bez�glich einem fairen und effi-
zienten Steuersystem f�r den digitalen Binnenmarkt der Eu-
rop�ischen Union3 erarbeitet, die dem Europ�ischen Parla-
ment am 21.9.2017 vorgelegt wurde. In ihr wird eine Anpas-
sung des bisherigen Steuersystems gefordert, das auf
klassische Gesch�ftst�tigkeiten ausgelegt ist. Es soll da-
durch in die Lage gebracht werden, auch T�tigkeiten steuer-
lich zu ber�cksichtigen, die auf immaterielle Verm�gensge-
genst�nde und große Datenmengen zur�ckgehen.4

In Folge hat die EU-Kommission am 21.3.2018 konkrete
Regelungen zur Besteuerung digitaler Gesch�ftst�tigkeiten
in der EU vorgeschlagen, um eine faire Besteuerung von di-
gitalen Gesch�ftst�tigkeiten zu erreichen. Aufgrund der
nicht auf digitale Unternehmen abgestimmten k�rper-
schaftsteuerlichen Vorschriften ist nach Berechnung der
Kommission der durchschnittliche effektive Steuersatz digi-
taler Unternehmen nur halb so hoch wie der f�r klassische
Unternehmen. Die EU ist aktiv geworden, da eine Einigung
auf OECD-Ebene nicht in greifbarer N�he liegt und natio-
nale Alleing�nge mit einem fortschreitenden Auseinander-
gehen der rechtlichen Vorschriften vermieden werden sol-
len. Die EU will sich allerdings dennoch weiterhin aktiv in
die weltweiten Diskussionen �ber die Besteuerung der digi-
talen Wirtschaft innerhalb der der OECD/G20 einbringen,

1 Vgl. EU-Kommission (2018): Faire Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft. Abrufbar unter https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/
company-tax/fair-taxation-digital-economy_de (Abruf: 30.10.2018).

2 Vgl. EU-Kommission (2018): Faire Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft (Fn. 1).

3 Vgl. Europ�ische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Eu-
rop�ische Parlament und den Rat: Ein faires und effizientes Steuersys-
tem in der Europ�ischen Union f�r den digitalen Binnenmarkt vom
21.9.2017. COM (2017) 547 final. Abrufbar unter https://ec.europa.eu/
taxation_customs/sites/taxation/files/communication_taxation_digital_
single_market_de.pdf (Abruf: 30.10.2018).

4 Vgl. Europ�ische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Eu-
rop�ische Parlament und den Rat: Ein faires und effizientes Steuersys-
tem in der Europ�ischen Union f�r den digitalen Binnenmarkt vom
21.9.2017. COM (2017) 547 final (Fn. 3).
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damit eine gemeinsame internationale L�sung gefunden
werden kann.5

Die Europ�ische Kommission schl�gt zwei Schritte vor:

1. Kurzfristig: Einf�hrung einer indirekten
Steuer f�r die wichtigsten digitalen T�tig-
keiten

Hierbei handelt es sich um eine Steuer auf die wichtigsten
digitalen Gesch�ftst�tigkeiten, die in der EU zum jetzigen
Zeitpunkt keiner Besteuerung unterliegen. Niedergelegt
wurde dieser Vorschlag in der Richtlinie des Rates zum ge-
meinsamen System einer Digitalsteuer auf Ertr�ge aus der
Erbringung bestimmter digitaler Dienstleistungen.6

Die �bergangssteuer gew�hrleistet, dass aus momentan
nicht wirksam besteuerten T�tigkeiten direkte Einnahmen
f�r die Mitgliedstaaten fließen. Diese Einf�hrung einer –
nach Einsch�tzung der EU – indirekten Steuer auf die wich-
tigsten digitalen T�tigkeiten ist als Zwischenregelung vor-
gesehen, die solange gelten soll, bis eine umfassende Re-
form abgeschlossen ist.7

Die Steuer greift bei Ertr�gen aus Gesch�ftst�tigkeiten, bei
denen die Nutzer bei der Wertsch�pfung von großer Bedeu-
tung sind und die im Rahmen der zurzeit geltenden Steuer-
gesetze nur schwer greifbar sind. Dies trifft beispielsweise
zu auf Ertr�ge aus:8

– dem Verkauf von Online-Werbefl�chen (Online-Platzie-
rung von Werbung)

– digitalen Vermittlungsgesch�ften, die Nutzern erlauben,
mit anderen Nutzern zu interagieren und die den Verkauf
von Gegenst�nden und Dienstleistungen zwischen ihnen
erm�glichen (digitale Plattformen, die Nutzerinteraktio-
nen erleichtern)

– dem Verkauf von Daten, die aus Nutzerinformationen ge-
neriert werden (Verkauf von Nutzerdaten)

Der Vorschlag sieht vor, dass die Steuereinnahmen durch
die Mitgliedsl�nder erhoben werden, in denen die Nutzer
ihre Ans�ssigkeit haben. Die Vorschriften sollen nur f�r
Unternehmen mit j�hrlichen weltweiten Gesamtertr�gen in
H�he von mehr als 750 Mio. Euro und EU-Ertr�gen in H�-
he von mehr als 50 Mio. Euro gelten. Damit sind kleinere
Start-up- und Scale-up-Unternehmen (schnellwachsende
junge Firmen) ausgenommen. Der Steuersatz der Digital
Service Tax soll sich laut EU-Kommission auf 3% belau-
fen. Sie soll auf die Bruttoertr�ge eines Steuerpflichtigen
aus der Erbringung der entsprechenden digitalen Dienst-
leistungen entfallen (abz�glich Umsatzsteuer). Dies w�rde
zu gesch�tzten 5 Mrd. Euro Einnahmen in den Mitglied-
staaten f�hren.9

2. Langfristig: �berarbeitung der K�rper-
schaftsteuer-Regelungen

Diese Option ist die von der Kommission pr�ferierte
langfristige L�sung und findet sich in der Richtlinie des Ra-
tes zur Festlegung von Vorschriften f�r die Unternehmensbe-
steuerung einer signifikanten digitalen Pr�senz10 wieder. Es
ist beabsichtigt, die K�rperschaftsteuer-Vorschriften so zu
modifizieren, dass die Besteuerung der Gewinne dort er-
folgt, wo �ber digitale Kan�le signifikante Interaktionen

zwischen Unternehmen und Nutzern erfolgen. Mitgliedsl�n-
der k�nnen erwirtschaftete Gewinne dann auch ohne physi-
sche Pr�senz eines Unternehmens in ihrem Hoheitsgebiet
besteuern. Damit w�rden Online-Unternehmen genauso wie
konventionelle Unternehmen zu den �ffentlichen Einnah-
men beitragen.11

Eine entsprechende digitale Pr�senz oder virtuelle Betriebs-
st�tte soll gegeben sein, sobald eines der nachfolgenden Kri-
terien vorliegt:12

– j�hrliche Ertr�ge von mehr als 7 Mio. Euro in einem Mit-
gliedstaat

– mehr als 100000 Nutzer in einem Steuerjahr in einem
Mitgliedstaat

– Abschluss von mehr als 3000 Gesch�ftsvertr�gen �ber
digitale Dienstleistungen zwischen dem Unternehmen
und gewerblichen Nutzern in einem Steuerjahr

Durch die Neuregelung soll eine st�rkere Verbindung zwi-
schen dem Ort der Erwirtschaftung digitaler Gewinne und
dem Ort ihrer Besteuerung hergestellt werden. Unternehmen
m�ssten demnach in jedem Mitgliedsland Steuern bezahlen,
in dem sie eine signifikante digitale Pr�senz aufweisen. Die
Gewinnzuordnung w�rde sich nach den Gewinnen aus den
Nutzerdaten (z.B. Platzierung von Werbung), den Dienst-
leistungen, die die Nutzer miteinander verbinden (z.B. On-
line-Marktpl�tze) und den sonstigen digitalen Dienstleistun-
gen (z.B. Abonnements bei Streaming-Diensten) richten.13

III. Aktuelle Diskussion der Vorschl�ge
der Europ�ischen Kommission zur
Besteuerung digitaler Gesch�fts-
t�tigkeiten in der EU

Die Richtlinienvorschl�ge sind seit ihrer Vorlage am
21.3.2018 vielfach in Literatur, Praxis und Politik kritisch

5 Vgl. Europ�ische Kommission: Vorschlag f�r eine Richtlinie des Rates
zum gemeinsamen System einer Digitalsteuer auf Ertr�ge aus der Er-
bringung bestimmter digitaler Dienstleistungen vom 21.3.2018. COM
(2018) 148 final. Abrufbar unter https://ec.europa.eu/taxation_customs/
sites/taxation/files/proposal_common_system_digital_services_tax_21
032018_de.pdf (Abruf: 30.10.2018); und Europ�ische Kommission:
Communication from the commission to the European Parliament and
the Council. Time to establish a modern, fair and efficient taxation stan-
dard for the digital economy vom 21.8.2018. COM (2018) 148 final. Ab-
rufbar unter https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/
communication_fair_taxation_digital_economy_21032018_en.pdf
(Abruf: 30.10.2018).

6 Vgl. Europ�ische Kommission: Vorschlag f�r eine Richtlinie des Rates
zum gemeinsamen System einer Digitalsteuer auf Ertr�ge aus der Er-
bringung bestimmter digitaler Dienstleistungen vom 21.3.2018. COM
(2018) 148 final (Fn. 5).

7 Vgl. EU-Kommission (2018): Faire Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft (Fn. 1).

8 Vgl. EU-Kommission (2018): Faire Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft (Fn. 1).

9 Vgl. EU-Kommission (2018): Faire Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft (Fn. 1).

10 Vgl. Europ�ische Kommission: Vorschlag f�r eine Richtlinie des Rates
zur Festlegung von Vorschriften f�r die Unternehmensbesteuerung einer
signifikanten digitalen Pr�senz vom 21.3.2018. COM (2018) 147 final.
Abrufbar unter https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/
files/proposal_significant_digital_presence_21032018_de.pdf (Abruf:
30.10.2018).

11 Vgl. EU-Kommission (2018): Faire Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft (Fn. 1).

12 Vgl. EU-Kommission (2018): Faire Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft (Fn. 1).

13 Vgl. EU-Kommission (2018): Faire Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft (Fn. 1).
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er�rtert worden. Das Bundesministerium der Finanzen pr�ft
derzeit die Richtlinienvorschl�ge. Eine Festlegung durch die
Bundesregierung steht noch aus.14 Im Folgenden soll der ak-
tuelle Stand der Diskussion aufgegriffen werden.

1. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundes-
ministerium der Finanzen

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der
Finanzen hat sich in einer Stellungnahme zu den EU-Vor-
schl�gen der digitalen Wirtschaft vom September 201815 ge-
�ußert und den Vorschlag aus rechtlicher und wirtschaftli-
cher Warte untersucht. Dabei kommt er zu der Empfehlung,
den Vorschl�gen der EU nicht zu folgen und argumentiert
wie folgt:16

Zun�chst unterstreicht der Wissenschaftliche Beirat in sei-
nen Ausf�hrungen, dass die Standortentscheidung durch die
international voneinander abweichend ausgestalteten Steu-
ersysteme und den hieraus resultierenden unterschiedlichen
steuerlichen Belastungen beeinflusst wird. Es entstehen so
positive und negative Anreize zu grenz�berschreitenden In-
vestitionen und zur Gestaltung von Konzernstrukturen. Dem
will die EU begegnen, indem sie das Recht der Staaten zur
Besteuerung der im Inland erwirtschafteten Gewinne auf die
F�lle erweitert, in denen nach aktuellen Recht keine inl�ndi-
sche Betriebsst�tte vorliegt, d.h. kein Ankn�pfungspunkt
f�r die Besteuerung gegeben ist.17

Der Wissenschaftliche Beirat ist der Auffassung, dass die
Ertr�ge aus der Erbringung digitaler Dienstleistungen aus
der Warte des Leistungsf�higkeitsprinzips keine signifikan-
ten Unterschiede gegen�ber sonstigen Ertr�gen aufweisen
und stuft die Einrichtung eines steuerlichen Sonderregimes
f�r Ertr�ge aus der Erbringung digitaler Services aus gleich-
heitsrechtlicher Sicht als kritisch ein. Durch die DST ent-
st�nde ein Bruch in der internationalen Steuerrechtsordnung
der Besteuerung von Unternehmen. So w�rden zum einen
Bruttoertr�ge besteuert und zum anderen die Besteuerung
im Staat der Leistungserbringung stattfinden.18

Weiter verweist der Wissenschaftliche Beirat auf die Bem�-
hungen im Rahmen des BEPS-Projektes der OECD/G20,
das derzeit voranschreitet und auf zwischenstaatliche Ko-
operation fußt. Er r�t außerdem davon ab, die DST als Zwi-
schenl�sung zu akzeptieren. Das europ�ische Einstimmig-
keitsprinzip auf dem Gebiet der Steuern erschwert n�mlich
die sp�tere Abschaffung dieser �bergangsteuer immens, so-
dass diese in sp�teren Jahren ggf. scheitern k�nnte und die
DST zu einer endg�ltigen Regelung w�rde. Zudem wird die
steuerpolitische Beweglichkeit, die f�r erfolgreiches Agie-
ren im internationalen Steuerwettbewerb wichtig ist, stark
eingeschr�nkt. Einzelne Staaten h�tten nicht die M�glich-
keit, auf sich ver�ndernde M�rkte und Rahmenbedingungen
zu reagieren (z.B. durch Anpassung des Steuersatzes der
Digitalsteuer an neue Gegebenheiten). Der Wissenschaftli-
che Beirat lehnt in diesem Zusammenhang aufgrund der ho-
hen Verwaltungskosten durch die Implementierung einer
Digitalsteuer alle Varianten ab, die eine zeitliche Befristung
der DST vorsehen.19

Der Wissenschaftliche Beirat benennt zudem weitere u.U.
entstehende Nachteile durch die Einf�hrung einer Digital-

steuer. Zun�chst bezieht er sich auf eine drohende Doppel-
besteuerung. Im Zuge des BEPS-Projektes wird die Steuer-
systematik bez�glich Ertragsteuer und Umsatzsteuer nicht
beeinflusst. Wenn Unternehmensgewinne keiner ausl�ndi-
schen Betriebsst�tte zugeordnet werden k�nnen, erfolgt eine
Zuweisung zum Sitzstaat des Unternehmens. Umsatzsteuer
auf die Leistungen darf von den L�ndern veranschlagt wer-
den, in denen die entgeltliche Leistung erfolgte.20

Zur Erbringung von digitalen Services ist es oftmals nicht
erforderlich, vor Ort eine Unternehmenspr�senz in Form
einer Betriebsst�tte zu unterhalten. Nach Ansicht des Wis-
senschaftlichen Beirates ist es daher konsequent, die entste-
henden Gewinne ausschließlich im Sitzstaat des Unterneh-
mens zu besteuern. Hierunter w�rden z.B. Streaming-Ser-
vices wie von Netflix oder Apple Music, Mietsoftware von
Microsoft oder Google fallen, welche ihren Sitz in den USA
haben, die grunds�tzlich kein Niedrigsteuerland sind. Daher
kn�pft der EU-Vorschlag nicht an eine geringe oder gar feh-
lende Besteuerung im Ans�ssigkeitsstaat an und w�rde zu-
s�tzlich zur bereits anfallenden Steuer entstehen. Dies kann
zu einer Doppelbesteuerung von Unternehmen f�hren,21 die
bereits eine grunds�tzlich angemessene Steuerzahlung leis-
ten. Hieraus entstehen Wettbewerbsverzerrungen, ggf. auch
zulasten von europ�ischen Unternehmen, die unter die DST
fallen.22

Als weiteren Aspekt gegen eine Digitalsteuer f�hrt der Wis-
senschaftliche Beirat verschiedene entstehende Unverein-
barkeiten mit dem Gleichheitsgrundsatz an und stellt hierbei
auf den hybriden Charakter der Steuer ab. So ist vorgesehen,
dass die DST auf die steuerbaren digitalen Erl�se (Bruttoer-
tr�ge) anf�llt, die auf Nutzerbeitr�ge in Mitgliedstaaten der
EU zur�ckgehen. Als Steuerschuldner werden die Unterneh-
menstr�ger in die Pflicht genommen, die die steuerbaren Er-
tr�ge erzielen. Die DST wird durch die EU-Kommission als
indirekte Steuer bezeichnet, sodass als Rechtsgrundlage f�r
den Richtlinienvorschlag Art. 113 AEUV (Harmonisierung
der indirekten Steuern) herangezogen wird. Folgt man der

14 Vgl. Deutscher Bundestag: Schriftliche Fragen mit den in der Woche
vom 8.10.2018 eingegangenen Antworten der Bundesregierung. BT-
Drs. 19/2803, 1.

15 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Vorabfassung). Abrufbar unter https://www.bun
desfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Ministerium/Ge
schaeftsbereich/Wissenschaftlicher_Beirat/Gutachten_und_Stellungnah
men/Ausgewaehlte_Texte/2018-09-27-digitale-Wirtschaft-anl.pdf?__
blob=publicati (Abruf: 30.10.2018).

16 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 1 ff.

17 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 1.

18 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 2.

19 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 2 und 6.

20 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 2.

21 Vgl. Vgl. Spengel, DB 2018, M4-M5.
22 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen

(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 2 f.; Eilers/Oppel, IStR 2018, 366 f.
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Einstufung als indirekte Steuer, m�sste sie die Leistungs-
empf�nger, also die Steuertr�ger, belasten. Die EU m�chte
allerdings die Gewinne der Unternehmenstr�ger besteuern
und geht hierzu den Umweg �ber die Bruttoertr�ge. Die Ver-
braucher werden dahingegen nicht belastet.23 Daher hat die
DST den Charakter einer direkten Gewinnsteuer und stellt
laut EU-Kommission eine neue Variante der Ertragsbesteue-
rung dar.24 Folgt man der Interpretation als direkte Steuer,
f�hrt die DST aufgrund ihrer Ausgestaltung als Bruttosteuer
zu einer Beeintr�chtigung des objektiven Nettoprinzips und
damit zu einem Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichheit.
Auch wenn das Gemeinschaftsrecht eine Vorrangstellung
gegen�ber dem nationalen Recht hat, ist fraglich, ob die
Bundesregierung auf Ebene der EU ihre Zustimmung zu
einer Richtlinie erteilen darf, die mit dem Grundgesetz un-
vereinbar ist. Zudem wertet der Wissenschaftliche Beirat die
Grenzziehung bez�glich der weltweiten Gesamtertr�ge in
H�he von mehr als 750 Mio. Euro und der EU-Ertr�gen in
H�he von mehr als 50 Mio. Euro als kritisch hinsichtlich des
Gleichheitsgrundsatzes. Diese wurden festgelegt, damit aus-
schließlich große Unternehmen von der Digitalsteuer erfasst
werden, was gleichheitsrechtlich problematisch ist.25

Das erhoffte zus�tzliche Aufkommen aus der Digitalsteuer
stuft der Wissenschaftliche Beirat als gering ein.26 Einem
gesch�tzten Steuermehraufkommen von 195 Mio. Euro ste-
hen hohe Verwaltungskosten (Vollzugskosten bei der Fi-
nanzverwaltung und Rechtsbefolgungskosten bei den Unter-
nehmen) entgegen.27

Der Bruch mit den bisherigen Prinzipien der internationalen
Steuerrechtsordnung (Importland einer digitalen Leistung
wird steuerlicher Zugriff auf die entsprechenden Bruttoertr�-
ge gew�hrt) kann weitreichende Folgen haben. So bef�rchtet
der Wissenschaftliche Beirat, dass z.B. China oder die USA
als Reaktion hierauf neue Steuern einf�hren, die die Old
Economy belasten. Als Gegenreaktion auf die EU-Steuerpo-
litik k�nnten beispielsweise bei europ�ischen und insbeson-
dere deutschen Auto- oder Maschinenbauern Gewinne be-
steuert werden, die auf Verk�ufe an chinesische oder US-
amerikanische Kunden zur�ckgehen. Dies w�rde f�r die
deutsche Industrie zu einer Doppelbesteuerung und – sofern
Deutschland die Mehrbelastung durch Steuersenkungen
mindert, um Wettbewerbsnachteile auszugleichen – zu
einem verringerten Steueraufkommen f�hren. Die schwelen-
den Handelskonflikte k�nnten sich hierdurch weiter ver-
sch�rfen.28

2. ifo-Institut
Die 	konomen des ifo-Institutes haben eine umfangreiche
Studie29 zu den �konomischen und fiskalischen Auswirkun-
gen der Digitalsteuer verfasst. In dieser wird die Einf�hrung
einer Digitalsteuer abgelehnt und auf entstehende Probleme
hingewiesen. Die steuerliche Mehrbelastung der digitalen
Wirtschaft innerhalb der EU k�nnte die Entwicklung der di-
gitalen Leistungen bremsen. Insbesondere wird jedoch die
handelspolitische Komponente als kritisch angesehen. So
k�nnten die USA und weitere Staaten, in denen die betroffe-
nen Unternehmen ihren Sitz haben, die Digitalsteuer als Zoll
interpretieren und als Gegenmaßnahme Sonderbelastungen
f�r europ�ische Unternehmen einf�hren. Hierdurch k�nnten

wirtschaftliche Einbußen entstehen, die weitaus gr�ßer als
der fiskalische Erfolg der DST seien. Weiter weist das ifo-
Institut – genauso wie der Wissenschaftliche Beirat – auf
den entstehenden Systembruch bez�glich der internationa-
len Besteuerungsgrunds�tze hin.30

3. IDW (Institut der Wirtschaftspr�fer
in Deutschland e.V.)

Das IDW sieht in seiner Eingabe zu einem Entwurf der EU-
Kommission f�r ein Maßnahmenpaket zur Besteuerung der
„digitalen Wirtschaft“ an das Bundesministerium der Finan-
zen vom 20.9.201831 keine Erforderlichkeit f�r die Einf�h-
rung einer Digitalsteuer oder die �nderung der Besteue-
rungsregelungen in der von der EU vorgesehenen Art und
hat gegen�ber beiden Richtlinienvorschl�gen der EU Be-
denken.32

Das IDW begr�ndet dies zum einen mit dem fehlenden Be-
darf, da auf OECD-Ebene mit dem BEPS-Projekt und
durch den US-Tax Cuts and Jobs Act bereits Gegenmaß-
nahmen in Angriff genommen wurden. Diese werden zu-
k�nftig verhindern, dass in den USA ans�ssige Internet-
konzerne in Europa erwirtschaftete Gewinne in offshore-
Tochtergesellschaften thesaurieren und eine Besteuerung
in den USA vermeiden.33

Weiter f�hrt das IDW an, dass die Bundesrepublik Deutsch-
land mit allen wichtigen Handelspartnern Doppelbesteue-
rungsabkommen abgeschlossen hat. Durch Umsetzung der

23 Vgl. Europ�ische Kommission: Fragen und Antworten. Abrufbar unter
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-18-2141_en.htm (Abruf
30.10.2018); Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Fi-
nanzen (2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen
Wirtschaft vom September 2018 (Fn. 15), S. 3 f.

24 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 3. Ebenso Eilers/Oppel, IStR 2018,
366.

25 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 3 f. Ebenso Eilers/Oppel, IStR 2018,
366. Vgl. auch BVerfG, 13.4.2017 – 2 BvL 6/13, BB 2017, 1827, NJW
2017, 2249.

26 Der Wissenschaftliche Beirat zieht folgende Quellen zu dieser Aussage
heran: Weichenrieder, Digitalization and taxation: Beware ad hoc meas-
ures, SAFE Policy Letter No. 64, 2018; Eilers/Oppel, IStR 2018, 369.

27 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 4; Eilers/Oppel, IStR 2018, 369.

28 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen
(2018): Stellungnahme zu den EU-Vorschl�gen der digitalen Wirtschaft
vom September 2018 (Fn. 15), S. 5.

29 Vgl. Fuest/Meier/Neumeier/St�hlker, Die Besteuerung der Digitalwirt-
schaft – Zu den �konomischen und fiskalischen Auswirkungen der EU-
Digitalsteuer, Impulse f�r die Wirtschaftspolitik. IHK f�r M�nchen und
Oberbayern, September 2018, S. 1 f.

30 Vgl. Fuest/Meier/Neumeier/St�hlker, Die Besteuerung der Digitalwirt-
schaft – Zu den �konomischen und fiskalischen Auswirkungen der EU-
Digitalsteuer, Impulse f�r die Wirtschaftspolitik, IHK f�r M�nchen und
Oberbayern, September 2018, S. 1 f.

31 Vgl. IDW (2018): Eingabe zu einem Entwurf der EU-Kommission f�r
ein Maßnahmenpaket zur Besteuerung der „digitalen Wirtschaft“ an das
Bundesministerium der Finanzen vom 20.9.2018. Abrufbar unter
https://www.idw.de/blob/111126/413627d9bb56a8b3bed0570b3d01af
70/down-bmf-digitalsteuer-data.pdf (Abruf: 30.10.2018), S. 1 ff.

32 Vgl. IDW (2018): Eingabe zu einem Entwurf der EU-Kommission f�r
ein Maßnahmenpaket zur Besteuerung der „digitalen Wirtschaft“ an das
Bundesministerium der Finanzen vom 20.9.2018 (Fn. 31), S. 1 ff.

33 Vgl. IDW (2018): Eingabe zu einem Entwurf der EU-Kommission f�r
ein Maßnahmenpaket zur Besteuerung der „digitalen Wirtschaft“ an das
Bundesministerium der Finanzen vom 20.9.2018 (Fn. 31), S. 2.
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Richtlinienvorschl�ge w�ren Anpassungen der DBA erfor-
derlich, die sich ggf. schwierig gestalten und misslingen
k�nnten. Dies h�tte zur Folge, dass die Digitalsteuer ggf.
dauerhaft bestehen bliebe, und sie so nicht nur eine Zwi-
schenl�sung bleibt. Deshalb sind ihre Auswirkungen beson-
ders gr�ndlich zu pr�fen.34

Ferner verfehlt die DST ihr Belastungsziel. So ist von der
EU vorgesehen, dass die Erbringer der digitalen Services
die Steuererhebung und -abf�hrung �bernehmen. Der IDW
geht davon aus, dass eine Abw�lzung der Steuer auf den
Kunden im europ�ischen Binnenmarkt erfolgt, und es her-
bei wenig Widerst�nde geben wird, da die Kunden nur ge-
ringe Ausweichm�glichkeiten zu nicht durch die Digital-
steuer belasteten Wettbewerbern haben. Weiter werden
werbende Unternehmen der Realwirtschaft durch die DIT
belastet. Das angestrebte Belastungsziel wird daher nicht
erreicht.35

Wie auch andere Fachvertreter, mahnt das IDW die wettbe-
werbsverzerrende Wirkung der Digitalsteuer an. Plattform-
betreiber des europ�ischen Binnenmarktes werden n�mlich
gegen�ber Plattformbetreibern in Drittl�ndern benachtei-
ligt. So werden bei ersteren die Zahlen der Konzernab-
schl�sse nach IFRS oder nach dem Recht eines Mitglieds-
staats f�r die Berechnung, ob ein Unternehmen den vorgege-
ben Schwellenwert �berschreitet und steuerpflichtig ist,
herangezogen. Bei Konzernen aus Drittstaaten, die z.B. die
US-GAAP anwenden, sollen statt der Konzernabschl�sse
die Einzelabschl�sse der jeweiligen Tochtergesellschaften
betrachtet werden. Plattformbetreiber aus Drittl�ndern lie-
gen tendenziell seltener als Plattformbetreiber aus der EU
�ber der Schwelle. Die Digitalsteuer bietet daher den An-
reiz, den Unternehmenssitz in ein Drittland zu verlagern, da
sie f�r EU-Internetkonzerne ein Standortnachteil ist. Mit
Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts36 meldet das IDW neben diesen wettbewerbsverzer-
renden Wirkungen auch verfassungsrechtliche Bedenken
an. So ist der Gesetzgeber zur Durchsetzung der im Steuer-
gesetz getroffenen Belastungsentscheidung gehalten, d.h. er
muss wirksame Regelungen zum Vollzug der Steuergesetze
schaffen. Da bestimmte zur Erhebung der Digitalsteuer ge-
gen�ber Drittstaatunternehmen notwendige Informationen
außerhalb der Territorien der Mitgliedstaaten aufbewahrt
werden, sind diese schwierig zu erhalten. Der wirksame
Vollzug kann daher unter Umst�nden beeintr�chtigt werden,
was f�r EU-Plattformbetreiber einen weiteren Wettbewerbs-
nachteil darstellt.37

Auch das IDW sieht zudem Unklarheiten bez�glich der
Kompetenzgrundlage der EU f�r die Schaffung einer Digi-
talsteuer. Zwar verweist die EU-Kommission auf Art. 113
AEUV (Harmonisierung indirekter Steuern), es ist aber
fraglich, ob die DST �berhaupt eine indirekte Steuer ist.
Auch wenn sie wie eine Umsatz- oder Verbrauchsteuer aus-
gestaltet ist, tr�gt sie den Charakter einer Ertragsteuer. Eine
Kompetenzgrundlage zur Einf�hrung einer neuen Steuerart
im Bereich der direkten Steuern hat die EU jedoch nicht.
Das IDW ist der Ansicht, dass die deutsche Finanzverfas-
sung eine DST in der vorgeschlagenen Form nicht vorsieht
und es zur Einf�hrung ggf. einer Grundgesetz�nderung be-
darf.38

IV. Reaktionen der potenziell betroffenen
Unternehmen und Liste der EU
bez�glich der betroffenen Unternehmen

Der EU-Vorschlag hat insbesondere bei den potenziell be-
troffenen Unternehmen f�r Diskussionen und Versicherung
gef�hrt. Im Vordergrund stand hierbei u.a. die sehr prakti-
sche und gleichsam f�r die Betroffenen bedeutende Frage,
welche Konzerne von der Digitalsteuer erfasst werden.39

Einige der vermutlich unter die DST fallenden Unterneh-
men haben sich j�ngst an die Finanzminister der 28 EU-
Staaten gewandt. Die Vertreter von 16 europ�ischen Tech-
Unternehmen fordern die Verwerfung der Pl�ne zu einer Di-
gitalsteuer, da sie großen Schaden und eine Schw�chung im
globalen Wettbewerb bef�rchten.40 Auch der Bundesver-
band der Deutschen Industrie (BDI) warnt vor der Einf�h-
rung einer Digitalsteuer, die aus seiner Sicht die Digitalisie-
rung der Industrie l�hmen k�nnte.41

K�rzlich wurde eine erste ausf�hrliche Liste von EU-W�h-
rungskommissar Pierre Moscovici bez�glich der m�glicher-
weise betroffenen Unternehmen ver�ffentlicht.42 Die Liste
basiert im Wesentlichen auf den 100 weltweit gr�ßten Digi-
talunternehmen der Konferenz der Vereinten Nationen f�r
Handel und Entwicklung (UNCTAD). Sie umfasst u.a. fol-
gende Firmen: Airbnb, Alphabet (Google-Mutter), Amazon,
Ebay, Expedia, Facebook, Paypal, Spotify, Snapchat, Uber
und Zalando. Insgesamt sind 112 Firmen gelistet (ca. 20 mit
Sitz in Europa). Als deutsche Unternehmen werden z.B.
Axel Springer, Pro Sieben, Sat 1 und RTL genannt. Die Liste
ist als erste Richtungsweisung zu verstehen, enth�lt aber
ausdr�cklich keine verbindliche Festlegung auf die Unter-
nehmen, die tats�chlich betroffen sein werden.43

34 Vgl. IDW (2018): Eingabe zu einem Entwurf der EU-Kommission f�r
ein Maßnahmenpaket zur Besteuerung der „digitalen Wirtschaft“ an das
Bundesministerium der Finanzen vom 20.9.2018 (Fn. 31), S. 2.

35 Vgl. IDW (2018): Eingabe zu einem Entwurf der EU-Kommission f�r
ein Maßnahmenpaket zur Besteuerung der „digitalen Wirtschaft“ an das
Bundesministerium der Finanzen vom 20.9.2018 (Fn. 31), S. 2 f.

36 Vgl. BVerfG vom 27.6.1991 – 2 BvR 1493/89, BVerfGE 84, 239;
BVerfG, 9.3.2004 – 2 BvL 17/02, BVerfGE 110, 116.

37 Vgl. IDW (2018): Eingabe zu einem Entwurf der EU-Kommission f�r
ein Maßnahmenpaket zur Besteuerung der „digitalen Wirtschaft“ an das
Bundesministerium der Finanzen vom 20.9.2018 (Fn. 31). S. 3 f.

38 Vgl. IDW (2018): Eingabe zu einem Entwurf der EU-Kommission f�r
ein Maßnahmenpaket zur Besteuerung der „digitalen Wirtschaft“ an das
Bundesministerium der Finanzen vom 20.9.2018 (Fn. 31). S. 4.

39 Vgl. Deutscher Bundestag: Schriftliche Fragen mit den in der Woche
vom 8.10.2018 eingegangenen Antworten der Bundesregierung. BT-
Drs. 19/2803, 1.

40 Vgl. Rotenberger/Fischer/Greive, Handelsblatt vom 30.10.2018, abruf-
bar unter https://www.handelsblatt.com/unternehmen/it-medien/spoti
fy-booking-com-zalando-europaeische-tech-firmen-stellen-sich-gegen-
die-digitalsteuer/23245560.html?ticket=ST-942987-be32Ox9YbMeK
SqxzDGxJ-ap4 (Abruf: 30.10.2018).

41 Vgl. BDI (2018): Digitalsteuer schadet bei der digitalen Transformation,
abrufbar unter https://bdi.eu/artikel/news/digitalsteuer-schadet-bei-der-
digitalen-transformation/ (Abruf: 30.10.2018).

42 Die Liste liegt dem Handelsblatt vor und wurde am 11.10.2018 ver�f-
fentlicht. Die Anfrage bei der EU-Kommission hierzu stellte der Gr�-
nen-Bundestagsabgeordnete Danyal Bayaz. Vgl. Greive/Herwatz, Han-
delsblatt vom 11.10.2018, abrufbar unter https://www.handelsblatt.com/
unternehmen/it-medien/spotify-booking-com-zalando-europaeische-
tech-firmen-stellen-sich-gegen-die-digitalsteuer/23245560.html?tic
ket=ST-942987-be32Ox9YbMeKSqxzDGxJ-ap4 (Abruf: 30.10.2018).

43 Vgl. Greive/Herwatz, Handelsblatt vom 11.10.2018, abrufbar unter
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/it-medien/spotify-booking-
com-zalando-europaeische-tech-firmen-stellen-sich-gegen-die-digital-
steuer/23245560.html?ticket=ST-942987-be32Ox9YbMeKSqxzDGxJ-
ap4 (Abruf: 30.10.2018).
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V. Schlussbemerkungen

Der Vorschlag f�r eine Richtlinie zum gemeinsamen System
einer Digitalsteuer auf Ertr�ge aus der Erbringung bestimm-
ter digitaler Dienstleistungen und der Vorschlag f�r eine
Richtlinie zur Festlegung von Vorschriften f�r die Unterneh-
mensbesteuerung einer signifikanten digitalen Pr�senz ha-
ben zu massiver Kritik in Literatur, Politik und Wirtschaft
gef�hrt. Insbesondere die wettbewerbsverzerrende Wirkung,
die europ�ische Unternehmen treffen w�rde, steht hierbei
im Vordergrund. Aber auch verfassungsrechtliche Aspekte
werden angef�hrt. In j�ngster Vergangenheit haben neben
Fachvertretern in der Literatur der Wissenschaftliche Beirat
beim Bundesministerium der Finanzen, das ifo-Institut und
das IDW von der Einf�hrung der DST einhellig abgeraten.
In der Wirtschaft f�hren die EU-Pl�ne zu Unruhe. Hier wird
insbesondere diskutiert, welche Unternehmen schlussend-
lich betroffenen sein werden. Die Ver�ffentlichung einer
ersten Liste mit Unternehmen, die potenziell von der Digi-
talsteuer belastet werden k�nnten, schafft aufgrund ihrer
Unverbindlichkeit eher weitere Verunsicherung anstatt Klar-

heit. Auch wenn die Richtlinienvorschl�ge aus dem Fr�hjahr
wenig Anklang finden und gr�ndlich �berdacht werden soll-
ten, k�nnen zumindest die Anregungen aus der entflammten
derzeitigen Diskussion genutzt werden, um eine geeignete
endg�ltige – und keine zwischenzeitliche – L�sung zu fin-
den. Enge internationale Zusammenarbeit ist dabei unerl�ss-
lich. Aber auch wenn dies geschafft ist, wird das Thema der
Digitalisierung und die Herausforderung einer ad�quaten
zeitnahen Ber�cksichtigung in steuerlichen Regelungen in
den n�chsten Jahren brandaktuell bleiben und voraussicht-
lich noch zu vielen intensiven Diskussionen f�hren.

Professor Dr. Marion Titgemeyer ist Professo-
rin f�r Unternehmensrechnung, Pr�fungs- und
Steuerwesen an der Hochschule Osnabr�ck.

Finanzierung

Dr. Nils Wighardt, RA/StB/FAStR, und Jan Krekeler, LL.B.

Die Besteuerung blockchainbasierter Verm�genswerte

Die Blockchain ist in aller Munde. Die Presse berichtet
�ber sie als „Zukunftshoffnung“ oder gar „IT-Revoluti-
on“. W�chentlich wird �ber ICOs, Token und Krypto-
w�hrungen berichtet. Zu der steuerlichen Behandlung
dieser „neuen“ Technologie liest man trotz offenkundig
hoher praktischer Relevanz relativ wenig. Gelegentlich
wird zu Einzelfragen, z.B. der umsatzsteuerlichen Be-
handlung von Bitcoin, Stellung genommen. Einen umfas-
senden �berblick, der sich mit der Frage der Besteue-
rung blockchainbasierter Verm�genswerte auseinander-
setzt, vermisst man jedoch. Die bisher zu dem Thema
erschienene Literatur beschr�nkt sich thematisch entwe-
der auf bestimmte Token, z.B. Kryptow�hrungen, oder
auf einzelne Steuerarten. Die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer oder Bewertungsfragen werden bisher �ber-
haupt nicht behandelt. Der nachfolgende Beitrag ver-
folgt daher das Ziel, einen ganzheitlichen �berblick �ber
die Besteuerung blockchainbasierter Verm�genswerte
zu geben und die bisher gef�hrten �berlegungen zu er-
g�nzen.

I. Technologischer Hintergrund
1. Blockchain
Hinter dem, was landl�ufig als „Blockchain“ verstanden
wird, verbergen sich eine ganze Reihe unterschiedlicher Ar-

ten von P-2-P-Netzwerken, die sich zum Teil erheblich un-
terscheiden (z.B. hinsichtlich der Zugangs- und Lesem�g-
lichkeiten, der Validierungsmechanismen etc.).1 Um diese
Arbeit nicht zu �berfrachten, soll im Folgenden unter
„Blockchain“ ein Netzwerk-Modell verstanden werden, das
dem „Bitcoin-Blockchain-Modell“ entspricht. Unter einer
Blockchain (Kette) versteht man eine dezentralisierte Da-
tenbank, die mit Hilfe einer Kettenverweisung eine große
Menge Transaktions- bzw. Zahlungsdaten speichern kann.
Jeder Block hat einen so genannten Hash, eine einmalige
Buchstaben- und Zahlenfolge, an Hand derer er unverwech-
selbar erkannt werden kann (�hnlich einem Fingerabdruck).
Die gesamte Kette (Blockchain) wird auf jedem an dem
Netzwerk beteiligten Rechner gespeichert. Damit kann
grunds�tzlich jeder Nutzer jederzeit alle in den Bl�cken ge-
speicherten Daten abrufen. Dies geschieht �ber den so ge-
nannten Public Key (�ffentlicher Schl�ssel) als Identifikati-
onsschl�ssel und dient der umfassenden Transparenz der ge-
speicherten Daten.

Will nun der Inhaber �ber einen in der Blockchain veranker-
ten Verm�genswert (z.B. eine Audiodatei) verf�gen, so
identifiziert sich dieser �ber einen so genannten Private Key
(privater Schl�ssel) gegen�ber dem Netzwerk. Der Private
Key ist eine einmalige Buchstaben-Zahlenfolge, die es al-

1 Keding, WM 2018, 64, 67.
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